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8233 

VermögensteuerG; g 6 Abs. 1 Z. 1 und 2 (Fassung BGBl. 
665/1976) gleichhettswidrig 

Erk. v. 26. Jänner 1978, G 67, 68/73 (vgl. Kundmachung BGB1. 118/1978; siehe 
Anlaßfäne Slg. 8314, 8315, 8316/1938) 

g 6 Abs. 1 Z. 1 und 2 des Vermögensteuergesetzes 1954, BGBl. Nr. 192, in der 
Fassung der Novelle BGB1. Nr. 665/1976, werden als verfassungswidrig 
aufgehoben. 

Die aufgehobenen Bestimmungen sind auch auf die vor der Aufhebung 
verwirklichten Tatbestände nicht mehr anzuwenden. 

$ 6 Abs. 1 Z. 1 und 2 des Vermögensteuergesetzes 1954, BGB1. Nr. 192, treten 
in der Stammiassung wieder in Kraft. 

Der Bundeskanzler ist zur unverzüglichen Kundmachung der Aufhebung im 
Bundesgesetzblatt verpflichtet. 

Entscheidungsgründe: 

I. Beim VfGH ist eine größere Zahl von Beschwerden gegen 
Bescheide von Finanzlandesdirektionen anhängig, in denen Ges. 
m. b. H. oder Aktiengesellschaften unter Anwendung des g 6 Abs. 1 des 
VermögensteuerG 1954 i. d. F. der Nov. BGBl. 665/1936 (im folgenden 
VermStG) Vermögensteuer vorgeschrieben wurde. Nach dieser Geset- 
zesstelle wird der Besteuerung von unbeschränkt steuerpflichtigen 
Kapitalgesellschaften als Mindestvermögen zugrundegelegt: „1. Bei Aktiengesellschaften ein Betrag von 10000000 Schilling; 

2. bei Gesellschaften mit beschränkter Haftung ein Betrag von 1 000000 
Schilling. " 

Im Hinblick auf einunddreißig bis dahin verhandlungsreif gewor- 
dene Beschwerdefälle von Ges. m. b. H. hat der VfGH beschlossen, von 
Amts wegen die Verfassungsmäßigkeit des g 6 Abs. 1 Z. 2 VermStG zu 
prüfen. Aus Anlaß zweier Beschwerden von Aktiengesellschaften hat er 
die Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des g 6 Abs. 1 Z. 1 VermStG 
beschlossen. Die Verfahren sind verbunden worden. 

Die Bedenken des Gerichtshofes gehen im wesentlichen dahin, daß 
die zu prüfende Form der Mindestbesteuerung von Kapitalgesellschaften 
eine Ungleichbehandlung darstelle, der eine sachliche Rechtfertigung 
fehle. Darüber hinaus zieht er in Erwägung, eine Regelung dieser Art 
könne zufolge der völligen Außerachtlassung der tatsächlichen 
Vermögenslage exzessiv sein und zu einer verfassungswidrigen 
Aushöhlung des Grundrechtes auf Unversehrtheit des Eigentums führen. 

Die BReg. tritt diesen Bedenken entgegen. Sie kommt zum Ergebnis, 
der Gesetzgeber habe den genannten Kapitalgesellschaften zulässiger- 
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weise eine bestimmte Steuerleistungsfähigkeit unterstellt. Für den Fall 
der Aufhebung beantragt sie eine Fristsetzung für das Außerkrafttreten 
nach Art. 140 Abs. 5 und die Unterlassung von Aussprüchen gemäß 
Art. 140 Abs. 6 und 7 B-VG. 

II. Die Gesetzesprüfungsverfahren sind aus Anlaß aller Beschwerde- 
verfahren zulässig, die zur Einleitung des Verfahrens geführt haben. 

1. In den zu den Zahlen B 192, 265, 269, 271, 279, 295, 296, 305, 308, 
314, 322, 324, 330, 331, 337, 339, 341, 358, 362, 365, 367, 371, 374, 377, 
394, 400, 409, 412, 417, 442 und 457/77 protokollierten Beschwerdefällen 
wurde den bf. Gesellschaften mbH unter Bezugnahme auf g 6 Abs. 1 
VermStG Vermögensteuer in der Höhe von 10 000 S vorgeschrieben. In 
all diesen Beschwerden wird dargelegt, daß das tatsächliche Vermögen 
der Gesellschaft nicht 1 000 000 S betrage und die Steuerschuld daher 
ohne Unterstellung eines Mindestvermögens geringer wäre. 

Der VfGH hat bei Beurteilung dieser Beschwerden also g 6 Abs. 1 Z. 2 
VermStG anzuwenden. 

2. In den zu den Zahlen 300 und 385/77 protokollierten 
Beschwerdefällen wurde den bf. Aktiengesellschaften Vermögensteuer 
in der Höhe von 100 000 S vorgeschrieben. Beide Beschwerden gehen 
davon aus, daß das Gesellschaftsvermögen nicht 10 000 000 S erreiche. 
In diesen Verfahren hat der VfGH g 6 Abs. 1 Z. 1 VermStG anzuwenden. 

III. Die in Prüfung gezogenen Stellen des g 6 Abs, 1 VermStG sind 
gleichheitswidrig. 

1. Die Vermögensteuer beträgt jährlich 1 v. H. des steuerpflichtigen 
Vermögens (g 8 VermStG) und steht somit grundsätzlich in einem 
bestimmten — gleichbleibenden — Verhältnis zum tatsächlichen 
Vermögen des Steuerpflichtigen. Wird der Besteuerung einer Kapitalge- 
sellschaft ein bestimmtes Mindestvermögen ohne Rücksicht auf die 
tatsächlichen Verhältnisse zugrundegelegt, so werden Gesellschaften 
geringeren Vermögensstandes im Ergebnis mit einem höheren Satz 
besteuert. Die durch die Nov. 1976 festgelegte Mindestbesteuerung 
unterstellt das Zehnfache des für die Gründung einer Gesellschaft nach 
den g g 6 Abs. 1 GesmbHG und 7 Abs. 1 AktG als Stamm- oder 
Grundkapital erforderlichen Betrages, wodurch sich der Steuersatz für 
Gesellschaften mit der mindestzulässigen Kapitalausstattung tatsächlich 
bis auf 10'/o erhöht. Erleidet eine Gesellschaft Verluste, die ihr 
Vermögen unter den handelsrechtlich festgelegten Betrag herabmin- 
dern, so steigt der Satz noch wesentlich an. 

2. Allerdings war schon vor der Nov. 1976 nach g 6 Abs. 1 VermStG 
der Besteuerung solcher Gesellschaften ein Mindestvermögen zugrunde 
zulegen. Es betrug für Aktiengesellschaften 1 000 000 S und für Ges. 
m. b. H. 100 000 S und stimmte daher mit dem zur Gründung 
erforderlichen Kapitalsbetrag überein. Diese Regelung hat der VfGH im 
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Erk. Slg. 3308/1958 über Beschwerde einer Ges. m. b. H. bereits für 
unbedenklich erachtet. Er hat aus diesem Anlaß ausgeführt, auch dem 
österreichischen Gesetzgeber könne das sachlich einwandfreie Ziel des 
rezipierten deutschen VermögenssteuerG 1934 unterstellt werden, einen 
Anreiz zur Aufgabe der anonymen Form und zur Fortführung des 
Geschäftes unter eigener voller Verantwortung als Einzelkaufmann oder 
Personengesellschaft zu bieten und langwierige Ermittlungen über die 
Höhe des Vermögens entbehrlich zu machen. 

Aus diesem Erkenntnis ergibt sich aber nur, daß der Gerichtshof die 
Einrichtung einer Mindestbesteuerung für Kapitalgesellschaften an sich 
nicht für unzulässig erachtet hat. Ob eine solche Regelung mit dem für 
den Gesetzgeber verbindlichen Gleichheitssatz auch dann vereinbar ist, 
wenn das unterstellte Vermögen über das für die Schaffung der 
juristischen Personen Erforderliche hinausgeht, war damals nicht zu 
prüfen. 

3. Der Gerichtshof hat gerade unter Hinweis auf steuerliche 
Maßnahmen dargelegt (Slg. 2088/1951) und in der Folge ständig daran 
festgehalten (Slg. 6665/1972 und die dort zitierte Judikatur sowie Slg. 
7380/1934), daß der Gleichheitssatz grundsätzlich auch juristischen 
Personen gegenüber zu beachten ist. Er hat in den die Gesetzesprüfungs- 
verfahren einleitenden Beschlüssen ferner vorläufig angenommen, daß 
die Sachlichkeit einer Abweichung vom gewählten Proportionaltarif 
nicht völlig losgelöst von den für die Gründung der Kapitalgesellschaf- 
ten bestehenden Bedingungen beurteilt werden könne, Zwar stehe es 
dem Gesetzgeber frei, juristische Personen einer bestimmten Art 
vorzusehen, zuzulassen oder auch wieder abzuschaffen und — wohl auch 
durch besondere steuerliche Behandlung — auf ihre Bildung und ihren 
Fortbestand Einfluß zu nehmen. Schon mit Rücksicht auf die hinter einer 
juristischen Person stehenden Menschen könne ein solches (verfassungs- 
rechtlich nicht zu beanstandendes) Ziel aber nicht jede unterschiedliche 
Behandlung einer Gesellschaftsform oder einer Gruppe von Gesellschaf- 
ten bestimmter Form — gleichsam als ein im Verhältnis zur Auflösung 
gelinderes Mittel — rechtfertigen. Auch eine steuerliche Belastung 
müsse mit gegebenen Unterschieden in den tatsächlichen Verhältnissen 
allein oder in Verbindung mit der rechtlichen Verfassung der 
Gesellschaft und dem angestrebten Regelungszweck in sachlichem 
Zusammenhang stehen. Ein solcher war dem Gerichtshof vorläufig nicht 
erkennbar. 

4, Das Verfahren hat nichts ergeben, was geeignet wäre, die 
geäußerten Bedenken zu zerstreuen. 

a) In den EB zur RV der Nov. 1936 (335 BlgNR, XIV. GP) wird darauf 
hingewiesen, daß das handelsrechtliche Mindestkapital trotz der 
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Veränderung im Wirtschaftsleben und der Entwicklung des Geldwertes 
keinerlei Anhebung erfahren habe. 

Es erscheine 
„vor allem aus steuerpolitischen Gründen angebracht, schon im Hinblick auf 

die wirtschaftliche Bedeutung der Kapitalgesellschaften solche Werte als 
Mindestvermögen zu unterstellen, wie es den wirtschaftlichen und damit auch 
den steuerlichen Erfordernissen der Gegenwart entspricht". 

Sofern sich die Unterstellung auf die einzelne Kapitalgesellschaft 
beziehen soll, vermag der VfGH dem nicht zu folgen. Nichts läßt die 
Annahme zu, die tatsächliche Kapitalausstattung der in Rede stehenden 
Gesellschaften sei allgemein derart gestiegen, daß ein Mindestvermögen 
von ein oder 10 000 000 S die Regel bilde und eine ihm entsprechende 
Besteuerung nur in vernachlässigbaren Ausnahmefällen zu Härten 
führen würde, von welchen der Gesetzgeber bei Durchschnittsbetrach- 

tung absehen dürfte, Aus eben diesem Grunde scheiden auch 
verwaltungsökonomische Gründe zur Rechtfertigung der erhöhten 
Mindestbesteuerung aus. 

Die BReg. verweist wohl darauf, daß die Rechtsform der 
Kapitalgesellschaften einen erheblichen Zuwachs an Bedeutung 
erfahren habe, die in der Anzahl der Betriebe und in den 
Nominalkapitalien ihren Niederschlag finde. Es sei bloß eine dieser 
Bedeutung entsprechende steuerliche Leistungsfähigkeit unterstellt 
worden. In der Regel werde die Steuerlast aus Gewinnen getragen und 

liege der Einheitswert des Betriebsvermögens trotz seiner die 
Steuerpflichtigen begünstigenden Bewertung über dem Wert des 
Eigenkapitals. 

Der Gerichtshof kann jedoch nicht erkennen, daß die zu prüfenden 
Gesetzesstellen bestehende Unterschiede in der steuerlichen Leistungs- 

fähigkeit berücksichtigen. Die von der BReg. ins Treffen geführten 

Umstände zeigen nicht an, daß die einzelne Kapitalgesellschaft, deren 
tatsächliches Vermögen hinter dem im Gesetz unterstellten Betrag 
zurückbleibt, leistungsfähiger ist als ein Einzelunternehmen oder eine 
Personengesellschaft gleicher Kapitalausstattung, oder daß ihre Steuer- 
kraft die vermögensstärkerer Kapitalgesellschaften — verhältnismäßig 
betrachtet — übersteigt. Eine unterschiedliche Besteuerung läßt sich 
damit nicht begründen. 

b) Der Vf GH hat in seinen Einleitungsbeschlüssen noch erwogen, daß 
es wirtschaftspolitisch erwünscht sein könnte, die Zahl der Gesellschaf- 
ten mit geringerem Vermögensstand zu vermindern, weil zufolge der 
bloßen Haftung des Gesellschaftsvermögens bei solchen die Gefahr der 

Zahlungsunfähigkeit höher sei. Diesem Zweck diene allerdings das 
handelsrechtliche Erfordernis des Mindestkapitals. Irgendein sachlicher 
Zusammenhang zwischen geringerem Vermögen und vergleichs- 
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weise h ö h e r e r Vermögensteuer sei nicht erkennbar. Es scheine 
vielmehr, daß eine solche Besteuerung die Leistungskraft verbleibender 
vermögensschwacher Gesellschaften zusätzlich mindern und wirtschaft- 
lich unbedenkliche Unternehmen im Verhältnis zu gleichartigen 
anderen unsachlich benachteilige und daher auch unter diesem 
Blickwinkel nicht gerechtfertigt sei. 

Die BReg. zieht eine solche Zielsetzung zunächst in Zweifel; der 
Gesetzgeber habe nicht die Absicht gehabt, das Handelsrecht über das 
Steuerrecht zu korrigieren. Sie meint aber, die Nov. 1976 könne ein nicht 
präjudizierender Vorgriff auf handelsrechtliche Maßnahmen sein, der 
sich infolge seiner Auswirkung auf die Wahl der Unternehmensform 
indirekt auch als Schutz der Gläubiger darstelle, 

Die Bedenken des Gerichtshofes gehen indessen nicht dahin, daß es 
unzulässig sei, eine handelsrechtliche Zielsetzung durch steuerrechtli- 
che Maßnahmen zu verstärken oder auch zu verändern. Wie in den 
Einleitungsbeschlüssen vielmehr betont wurde, ist der Gesetzgeber nicht 
an ein von ihm selbst geschaffenes Ordnungssystem gebunden (Slg. 
4379/1963, 4753/1964, 5481/1967, 5862/1968, 6030/1969, 6471/1971 und 
6854/1972); nur muß die abweichende Regelung als solche sachlich 
gerechtfertigt sein (Slg. 7331/1974). Es steht dem Gesetzgeber also frei, 
unerwünschte Arten von Kapitalgesellschaften oder eine für nachteilig 
erachtete Tätigkeit solcher Unternehmen trotz deren Zulässigkeit auch 
durch eine höhere Besteuerung hintanzuhalten. Der Gerichtshof 
vermeint allerdings, daß die vergleichsweise höhere Besteuerung 
der Gesellschaften mit geringerem Vermögen mit dem allfälligen Ziel 
eines Gläubigerschutzes in keinem sachlichen Zusammenhang 
steht und eineMindestbesteuerung dieser Art nur in Übereinstimmung 
mit den rechtlichen Erfordernissen für den Bestand oder wenigstens das 
Entstehen der Gesellschaft noch gerechtfertigt werden kann. 

Diese Bedenken kann die BReg. nicht zerstreuen. Ihr Hinweis auf 
umgestellte Gesellschaften, deren Besteuerung schon vor der Nov. ein 
Mindestvermögen in der doppelten Höhe des von g 16 Abs. 1 und 2 
SchillingeröffnungsbilanzG geduldeten Mindestkapitals zugrunde 
gelegt wurde, ist nicht stichhältig, weil diese handelsrechtliche 
Ausnahmevorschrift eine Übergangsregelung im Interesse der bestehen- 
den Gesellschaften ist, auf die bei einer Dauerregelung nicht Bedacht zu 
nehmen war. Die Zahl der unter diesem Gesichtspunkt der Mindestbe- 
steuerung unterworfen gewesenen Fälle ist daher für die Frage der 
Rechtfertigung der Neuregelung ohne Bedeutung. 

c) Eine andere Begründung für die steuerliche Benachteiligung 
vermögensschwacher Kapitalgesellschaften kann der VfGH nicht 
erkennen. 
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5. Die in Prüfung gezogenen Bestimmungen sind daher wegen 
Verstoßes gegen den Gleichheitssatz (Art. 3 B-VG, 2 StGG) als 
verfassungswidrig aufzuheben, ohne daß auf die weiteren, im 
Einleitungsbeschluß geäußerten Bedenken eingegangen werden 
braucht. 

IV. Gemäß Art. 140 Abs. 3 B-VG ist ein aufgehobenes Gesetz auf die 
vor der Aufhebung verwirklichten Tatbestände mit Ausnahme des 
Anlaßfalles weiterhin anzuwenden, sofern der VfGH nichts anderes 
ausspricht. Wie aus den erst nach Durchführung des Gesetzesprüfungs- 
verfahrens verhandlungsreif gewordenen Verfahren und inzwischen 
beim VfGH eingelangten Beschwerden hervorgeht, liegt noch eine 
größere Zahl von Fällen vor, die in letzter Instanz unter Anwendung der 
als verfassungswidrig erkannten Bestimmungen bereits entschieden 
wurden, ohne daß der VfGH in die Lage käme, sie in ein 
Prüfungsvsverfahren einzubeziehen. In anderen Verfahren haben die 
Behörden — wie sich aus gleichfalls bereits vorliegenden Beschwerden 
ergibt — mit dem Hinweis auf das fortgeschrittene Stadium des 
Gesetzesprüfungsverfahrens die Berufungsentscheidung wegen der zu 
erwartenden Klärung der strittigen Frage gemäß g 281 BAO ausgesetzt. 

Bei dieser Sachlage sieht sich der VfGH veranlaßt, die Anwendung 
des Gesetzes auf die vor der Aufhebung verwirklichten Tatbestände i. S. 
der genannten Verfassungsbestimmung auszuschließen. Der von der 
BReg. erhobene Einwand, es würden dadurch jene Abgabepflichtigen 
benachteiligt, deren endgültige Abgabenfeststellungen bereits in 
Rechtskraft erwachsen sind, muß außer Betracht bleiben, weil dies die 
regelmäßige Folge eines solchen Ausspruches ist und der Gerichtshof 
dann die ihm eingeräumte Befugnis niemals wahrnehmen könnte. 

Gemäß Art. 140 Abs. 6 B-VG treten die Bestimmungen des ) 6 Abs. 1 

Z. 1 und 2 VermStG 1954 i. d. F. vor Inkrafttreten der als verfassungswid- 

rig erkannten Regelung wieder in Kraft, Die Besteuerung des Vermögens 
von Kapitalgesellschaften in der früheren Form ist daher trotz Aufhebung 
dieser Regelung sowohl für die vor deren Zeitpunkt verwirklichten 
Tatbestände wie auch für künftige Fälle gesichert. Auch im Hinblick auf 
Art. 140 Abs. 5 B-VG steht einem solchen Ausspruch daher kein 
Hindernis entgegen. 


